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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch die Vorsitzende Vizepräsidentin 

Mag. Dr. Maurer-Kober sowie die Hofrätinnen Dr.in Sembacher und 

Mag. Dr. Kusznier als Richterinnen, unter Mitwirkung der Schriftführerin 

Dr.in Zeitfogel, über die Revision der S J, vertreten durch 

Mag. Dr. Sebastian Siudak, Rechtsanwalt in Linz, gegen das Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 4. November 2025, W231 2289436-1/13E, 

betreffend Angelegenheiten nach dem AsylG 2005 und dem FPG (belangte 

Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Die Revisionswerberin, eine Staatsangehörige des Iran, stellte am 

14. Oktober 2022 einen Antrag auf internationalen Schutz nach dem 

Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), den sie mit der Furcht vor einem Angehörigen 

der Geheimpolizei, welcher sie aufgrund ihrer Weigerung, diesen zu heiraten, 

bedroht und verfolgt habe, begründete. Überdies verwies sie auf die Probleme, 

die für Frauen im Iran bestünden. 

2 Mit Bescheid vom 3. Februar 2024 wies das Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl (BFA) diesen Antrag auf internationalen Schutz zur Gänze ab, erteilte der 

Revisionswerberin keinen Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005, erließ 

gegen sie eine Rückkehrentscheidung, stellte fest, dass ihre Abschiebung 

zulässig sei, und legte eine Frist für die freiwillige Ausreise fest. 

3 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht 

(BVwG) die dagegen erhobene Beschwerde der Revisionswerberin - nach 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung - mit einer hier nicht weiter 

relevanten Maßgabe als unbegründet ab und sprach aus, dass die Erhebung 

einer Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 

4 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 



Ra 2025/14/0389-9 

28. Jänner 2026 

 

2 von 4 

Verwaltungsgerichtshof 

Judenplatz 11, 1010 Wien 

www.vwgh.gv.at 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

5 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 

6 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision gesondert 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

7 Die Revisionswerberin wendet sich in der Zulässigkeitsbegründung der von ihr 

erhobenen Revision ausschließlich gegen die beweiswürdigenden Erwägungen 

des BVwG betreffend die von ihr behauptete Konversion zum Christentum und 

macht in diesem Zusammenhang auch Ermittlungsmängel geltend. 

8 Im Zusammenhang mit der Beweiswürdigung liegt eine Rechtsfrage von 

grundsätzlicher Bedeutung nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die 

Beweiswürdigung in einer die Rechtssicherheit beeinträchtigenden, 

unvertretbaren Weise vorgenommen hat. Der Verwaltungsgerichtshof ist nicht 

berechtigt, die Beweiswürdigung des Verwaltungsgerichtes mit der 

Begründung zu verwerfen, dass auch ein anderer Sachverhalt schlüssig 

begründbar wäre. 

9 Bei der Beurteilung eines behaupteten Religionswechsels und der Prüfung einer 

Scheinkonversion kommt es auf die aktuell bestehende Glaubensüberzeugung 

des Konvertiten an, die im Rahmen einer Gesamtbetrachtung anhand einer 

näheren Beurteilung von Zeugenaussagen und einer konkreten Befragung des 

Asylwerbers zu seinen religiösen Aktivitäten zu ermitteln ist. Maßgebliche 

Indizien für einen aus innerer Überzeugung vollzogenen Religionswechsel sind 

beispielsweise das Wissen über die neue Religion, die Ernsthaftigkeit der 
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Religionsausübung - die sich etwa in regelmäßigen Gottesdienstbesuchen oder 

sonstigen religiösen Aktivitäten manifestiert -, eine mit dem Religionswechsel 

einhergegangene Verhaltens- bzw. Einstellungsänderung des Konvertiten sowie 

eine schlüssige Darlegung der Motivation bzw. des auslösenden Moments für 

den Glaubenswechsel. 

10 Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes dürfen an das Wissen 

eines Asylwerbers über den von ihm angenommenen Glauben bzw. einzelne 

theologische Fragestellungen zwar keine überzogenen Erwartungen geknüpft 

werden. Jedoch handelt es sich auch bei der Beurteilung, welches Wissen 

konkret von einem Asylwerber erwartet werden kann, letztlich immer um eine 

Beurteilung im Einzelfall, bei der auch sonstige nach der konkreten Sachlage 

maßgebliche Umstände zu berücksichtigen sind (vgl. zum Ganzen 

VwGH 8.9.2025, Ra 2024/14/0906, mwN). 

11 Gegenständlich führte das BVwG eine mündliche Verhandlung durch, in der es 

sich einen persönlichen Eindruck von der Revisionswerberin verschaffte, und 

kam in Auseinandersetzung mit zahlreichen Umständen und Äußerungen der 

Revisionswerberin in seiner Beweiswürdigung zum Schluss, dass eine 

Scheinkonversion vorliege. 

12 Dass die diesbezüglichen beweiswürdigenden Erwägungen des BVwG in ihrer 

Gesamtheit unvertretbar wären, vermag die Revisionswerberin, die in erster 

Linie ihre eigenen beweiswürdigenden Überlegungen an die Stelle des BVwG 

gesetzt wissen möchte, nicht darzutun, zumal es nach der ständigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht darauf ankommt, dass 

auch ein anderer Sachverhalt schlüssig begründbar wäre 

(vgl. VwGH 19.2.2025, Ra 2025/14/0010, mwN). 

13 Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes unterliegt 

die Frage, ob das Verwaltungsgericht im Rahmen seiner Ermittlungspflicht von 

Amts wegen weitere Ermittlungsschritte setzen muss, einer einzelfallbezogenen 

Beurteilung. Eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung liegt nur dann 

vor, wenn die Beurteilung grob fehlerhaft erfolgt wäre (vgl. VwGH 29.9.2025, 

Ra 2025/14/0112, mwN). Dass dem BVwG, welches die Revisionswerberin im 
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Rahmen der Verhandlung eingehend zu ihrem Fluchtvorbringen befragte, bei 

dieser Beurteilung ein vom Verwaltungsgerichtshof aufzugreifender Fehler 

unterlaufen wäre und ihm unter Berücksichtigung der vorliegenden 

Beweisergebnisse weitere amtswegige Ermittlungen „erforderlich“ im Sinne 

des § 18 Abs. 1 letzter Satz AsylG 2005 erscheinen hätten müssen, vermag die 

Revision mit ihrem bloß pauschalen Vorbringen dazu nicht aufzuzeigen. 

14 In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne 

des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision 

war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 28. Jänner 2026 

 


